
Liste Bürgerinitiative Berndorf zur GR-Sitzung am 25.03.2025

Ausführungen zur GR-Sitzung 25.03.2026 

TOP 24 
Beschlussfassung über die Berichtigung der Schlussbestimmungen der 
Kanalabgabenordnung vom 10.12.2025, TOP 3


Wie bereits in der GR-Sitzung vom 10. Dezember 2025 unter TOP 3 dargelegt, spricht 
sich die Liste Bürgerinitiative Berndorf gegen die Erhöhung der flächenbezogenen 
Kanalbenützungsgebühren aus. 

Gerade in Zeiten massiver finanzieller Belastungen durch Energiekrise, Inflation und stark 
gestiegene Lebenshaltungskosten stehen viele Bürgerinnen und Bürger unter erheblichem 
Druck. Besonders kritisch sehen wir, dass die Kanalbenützungsgebühren erst vor kurzem 
angehoben wurden und die nun geplante Anpassung insgesamt zu einer Steigerung von 
rund 60 % gegenüber führt.


Das ist für viele schlicht nicht mehr leistbar und den Bürgerinnen und Bürgern nicht zu 
erklären. Gerade jetzt wäre es unsere Aufgabe, zu entlasten, statt zusätzlich zu belasten. 
Aus diesen Gründen lehnen wir die vorgeschlagene Erhöhung ab und fordern eine 
ausgewogene, sozial verträgliche Lösung. 


Hinsichtlich Kanalerrichtungsabgaben sind wir für die Erhöhung, da jedoch in diesem 
Tagesordnungspunkt auch die Kanalbenützungsgebühr gegenständlich beschlossen wird, 
können wir nicht zustimmen.


TOP 33 
Beschlussfassung über Neuerrichtung der unfallzerstörten Gartenhütte im 
Kindergarten Hauptstrasse St. Veit 

Wir sprechen uns gegen den vorliegenden Antrag zum Bau einer Gartenhütte zur 
Geräteaufbewahrung in Höhe von 23.044,92 Euro aus.


Die veranschlagten Kosten erscheinen in keinem angemessenen Verhältnis zum Zweck 
des Bauvorhabens. Nach entsprechender Internetrecherche sind vergleichbare 
Gartenhütten bereits ab etwa 2.000,— Euro erhältlich. Selbst unter Berücksichtigung von 
qualitativen Unterschieden, Fundamentarbeiten oder Montagekosten ist die vorliegende 
Summe aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar.


Insbesondere gegenüber den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern lässt sich eine derart 
hohe Ausgabe für eine einfache Lagerlösung nicht ausreichend begründen. Ein 
verantwortungsvoller Umgang mit öffentlichen Mitteln erfordert, dass wirtschaftlichere 
Alternativen geprüft und bevorzugt werden.


Aus diesem Grund können wir dem Antrag in der vorliegenden Form nicht zustimmen.


Gartenhütte – Beispiele:   

Fa. Steiner 
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Beispiel 1 







Beispiel 2: 

Seite  von 2 3



Liste Bürgerinitiative Berndorf zur GR-Sitzung am 25.03.2025







Seite  von 3 3



An den Gemeinderat der Stadtgemeinde Berndorf

Kislingerplatz 2, 2560 Berndorf


Antrag nach § 22 Abs. 1 der NÖ Gemeindeordnung  
zum Tagesordnungspunkt   12 

der Gemeinderatssitzung am 25. März 2026

der Stadtgemeinde Berndorf,


zur Beschlussfassung über die Anhebung des Elternbeitrages für die 
Nachmittagsbetreuung in fünf Kindergärten 

Antrag auf Einführung einer sozialen Staffelung 

Begründung: 

Im oben angeführten Tagesordnungspunkt wird beschlossen, dass die Elternbeiträge für 
die Nachmittagsbetreuung der fünf Kindergärten ab September 2026 erhöht werden. Es 
wurde dabei keine soziale Staffelung berücksichtigt, weder für Mehrkindfamilien noch für 
Personen mit geringem Haushaltseinkommen


Die unterzeichneten Gemeinderätinnen der Fraktion Liste Bürgerinitiative Berndorf - LBI 
bringen folgende Anträge zum angeführten Tagesordnungspunkt ein: 


Antrag A: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Berndorf möge gemeinsam mit dem 
angeführten Tagesordnungspunkt beschließen, dass für Personen/Familien von 
denen mehrere Kinder die Nachmittagsbetreuung der fünf Kindergärten ab 
September 2026 besuchen, ab dem zweiten Kind sowie für jedes weitere Kind ein 
Abschlag von 20 % des beschlossenen Elternbeitrags gewährt wird. Der gesetzlich 
vorgeschriebene Mindestbeitrag von € 50,00 darf durch diese Regelung nicht 
unterschritten werden. 

Antrag B: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Berndorf möge gemeinsam mit dem 
angeführten Tagesordnungspunkt weiters beschließen, dass für Personen/Familien 
mit geringem Haushaltseinkommen, welche dies mit einer Berechtigungskarte für 
Einkäufe im Sozialmarkt nachweisen können, der Elternbeitrag für die 
Nachmittagsbetreuung der Kindergärten ab September 2026 bereits ab dem ersten 
Kind um 20 % reduziert wird. Der gesetzlich vorgeschriebene Mindestbeitrag von € 
50,00 darf durch diese Regelung nicht unterschritten werden. 

Berndorf, 25. März 2026


	 	 	 	 	 __________________________________________________


	 	 	 	 	 GRin Mag. Birgit Müller,	 	 GRin Johanna Haigl	_

	 	 	 	 	 	



An den Gemeinderat der Stadtgemeinde Berndorf

Kislingerplatz 2, 2560 Berndorf


Antrag nach § 22 Abs. 1 der NÖ Gemeindeordnung  

zum Tagesordnungspunkt    13 
der Gemeinderatssitzung am 25. März 2026


der Stadtgemeinde Berndorf,

zur Beschlussfassung über die Anhebung des Elternbeitrages für die 

Nachmittagsbetreuung in beiden Volksschulen 

Antrag auf Einführung einer sozialen Staffelung 

Begründung: 

Im oben angeführten Tagesordnungspunkt wird beschlossen, dass die Elternbeiträge für 
die Nachmittagsbetreuung in beiden Volksschulen ab September 2026 erhöht werden. Es 
wurde dabei keine soziale Staffelung berücksichtigt, weder für Mehrkindfamilien noch für 
Personen mit geringem Haushaltseinkommen


Die unterzeichneten Gemeinderätinnen der Fraktion Liste Bürgerinitiative Berndorf - LBI 
bringen folgende Anträge zum angeführten Tagesordnungspunkt ein: 


Antrag A: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Berndorf möge gemeinsam mit dem 
angeführten Tagesordnungspunkt beschließen, dass für Personen/Familien von 
denen mehrere Kinder die Nachmittagsbetreuung in beiden Volksschulen ab 
September 2026 besuchen, ab dem zweiten Kind sowie für jedes weitere Kind ein 
Abschlag von 20 % des beschlossenen Elternbeitrags gewährt wird. Ein 
gesetzlicher Mindestbeitrag darf durch diese Regelung nicht unterschritten werden. 

Antrag B: 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Berndorf möge gemeinsam mit dem 
angeführten Tagesordnungspunkt weiters beschließen, dass für Personen/Familien 
mit geringem Haushaltseinkommen, welche dies mit einer Berechtigungskarte für 
Einkäufe im Sozialmarkt nachweisen können, der Elternbeitrag für die 
Nachmittagsbetreuung in beiden Volksschulen ab September 2026 bereits ab dem 
ersten Kind um 20 % reduziert wird. Ein gesetzlicher Mindestbeitrag darf durch 
diese Regelung nicht unterschritten werden. 

Berndorf, 25. März 2026


	 	 	 	 	 __________________________________________________


	 	 	 	 	 GRin Mag. Birgit Müller,	 	 GRin Johanna Haigl	_

	 	 	 	 	 	


